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§ 24 
Zusammensetzung und Organisation 

(1) Für jede kreisfreie Stadt und jeden Landkreis ist ein Beirat für Weiterbildung zu 
errichten. Für kreisfreie Städte und Landkreise, die sich zur gemeinsamen 
Aufgabenerfüllung entschließen, soll statt je eines Beirates ein gemeinsamer Beirat 
errichtet werden. Die Errichtung der Beiräte ist Aufgabe der kreisfreien Städte und 
Landkreise. 

(2) In den Beiräten für Weiterbildung nach Absatz 1 Satz 1 sind mit je einem Mitglied 
vertreten: 

1. die anerkannten Volkshochschulen, 
 
2. die im Stadt- oder Kreisgebiet tätigen anerkannten Landesorganisationen, 
 
3. die kreisfreie Stadt oder der Landkreis, 
 
4. andere im Stadt- oder Kreisgebiet tätigen Einrichtungen der Weiterbildung, 

insbesondere der Hochschulen, sofern von diesen ein Mitglied benannt wird,  
 
5. die kommunalen Frauenbeauftragten und 
 
6. im Stadt- oder Kreisgebiet tätige Verbände behinderter Menschen; sie sollen sich 
 auf ein Mitglied verständigen. 

Es sollen Frauen zur Hälfte berücksichtigt werden. 

(3) Wird ein gemeinsamer Beirat nach Absatz 1 Satz 2 gebildet, ist Absatz 2 für alle 
beteiligten kreisfreien Städte und Landkreise entsprechend anzuwenden. 

(4) Jeder Beirat für Weiterbildung wählt aus seiner Mitte ein vorsitzendes Mitglied und ein 
stellvertretendes vorsitzendes Mitglied. Er gibt sich unter Berücksichtigung der 
Empfehlungen des Landesbeirates für Weiterbildung nach § 22 Abs. 3 Satz 2 Nr. 4 eine 
Geschäftsordnung, die auch eine angemessene Verteilung der Kosten auf die Mitglieder 
nach Absatz 2 zu enthalten hat. 

 



§ 25 

Aufgaben 

(1) Die Beiräte für Weiterbildung haben in ihrem Tätigkeitsbereich im Interesse 
bedarfsgerechter Bildungsangebote zu einer Zusammenarbeit in der Weiterbildung, 
insbesondere von anerkannten Volkshochschulen und Landesorganisationen sowie 
Einrichtungen anderer Bildungsbereiche beizutragen. 

(2) Zu den Aufgaben im Sinne des Absatzes 1 zählen insbesondere die: 

1. gemeinsame Herausgabe von Informationen, die über die Weiterbildungsangebote 
aller im Stadt- oder Kreisgebiet tätigen anerkannten Volkshochschulen und 
Landesorganisationen Auskunft geben, 
 
2. Mitwirkung bei der Planung von Verbundsystemen zum Aufbau von regionalen 

Datenbanken und zur Information und Beratung der an Weiterbildung 
Interessierten, 

 
3. Hilfestellung beim Ermitteln des jeweiligen Bedarfs an Weiterbildung, 
 
4. Prüfung der Möglichkeiten einer arbeitsteiligen, terminlichen und thematischen 

Abstimmung ihrer Programme, 
 
5. Anregung gemeinsamer Veranstaltungen und Maßnahmen der Werbung sowie die 

Unterstützung bei der Planung und Durchführung und 
 
6. Regelung der gemeinsamen Nutzung von Räumen, Gebäuden sowie Lehr- und 

Lernmitteln. 
 

(3) Bei der Durchführung ihrer Aufgaben sollen die Beiräte für Weiterbildung andere 
Bildungseinrichtungen, insbesondere Schulen, Hochschulen, zuständige Stellen im Sinne 
des Berufsbildungsgesetzes, Landwirtschaftsschulen und Beratungsstellen sowie 
Einrichtungen der außerschulischen Jugendbildung einbeziehen. 

§ 26 
Regionale Weiterbildungszentren 

Das Land kann nach Maßgabe des Landeshaushaltsplans zur Stärkung der Weiterbildung 
in den Regionen Zuwendungen für regionale Weiterbildungszentren gewähren. 
Voraussetzung hierfür ist, daß diese Zentren insbesondere 

1. der Förderung der Kooperation in der Weiterbildung, 
 
2. der bürgernahen Information und Beratung über Weiterbildung, 
 
3. dem Aufbau von Informationssystemen der Weiterbildung und 
 
4. der Verstärkung der Öffentlichkeitsarbeit für Weiterbildung 

dienen. Träger der regionalen Weiterbildungszentren können die in § 24 Abs. 2 Satz 1 Nr. 
1 bis 4 genannten Institutionen sein. Der betroffene Beirat für Weiterbildung ist an der 
Planung und Durchführung der Projekte und Maßnahmen zu beteiligen. 

 


